
Komplizierung des Verfahrens wurde mit dieser im 
Entwurf neu aufgenoonmenen Bestimmung beseitigt.

In diesem Zusammenhang soll zur Frage der Auf­
teilung der Zuständigkeit zwischen Gericht und Ver­
waltung bei dem Entzug der elterlichen Sorge noch 
auf folgendes hingewiesen werden: Oft wird noch, 
ausgehend von der Regelung des BGB, der Fehler ge­
macht, die — auf Grund der Verwirklichung der Gleich­
berechtigung der Frau in Ehe und Familie — im Ent­
wurf festgelegte elterliche Sorge in Personensorge und 
Vermögensyerwaltung aufteilen zu wollen. Eine derart 
falsche Auffassung über das Wesen der elterlichen 
Sorge führt dazu, daß z. B. der nach § 44 des veröffent­
lichten Entwurfs vorgesehene teilweise Sorgerechts­
entzug, den der Rat des Kreises aussprechen muß, 
weiterhin als ein Entzug der nach BGB festgelegten 
Personemsorge angesehen wind. Hierzu ist zu bemerken: 
Die nach dem Entwurf geregelte elterliche Sorge ist 
nicht identisch mit der nach BGB geregelten elterlichen 
Gewalt.1 Ehe Aufteilung der elterlichen Sorge in 
Personensorge und Vermögensverwaltung kennt der 
Entwurf entgegen der alten Regelung des BGB 
nicht. Die Beziehungen zwischen den Ehegatten und 
deren minderjährigen (Kindern beruhen auf dem 
Prinzip der Gleichberechtigung der Ehegatten. Das 
drückt sich besonders darin aus, daß die Frau ebenso 
wie der Mann in allen Familienangelegenheiten mit­
bestimmt. Beide Elternteile sind gesetzlicher Vertreter 
des Kindes.

In Westdeutschland gibt es zwar seit dem 18. Juni 
1957 ein Gleichberechtigungsgesetz. Dies unterscheidet 
sich jedoch keineswegs von der bisherigen Regelung 
des BGB. Der Mann hat auch hier weiterhin in allen 
Fragen der Erziehung des Kindes das Entscheidungs­
recht. Die nichtgleichberechtigte Stellung der Frau ge­
genüber dem Mann kommt darin zum Ausdrude, daß 
die gesetzliche Vertretung des Kindes allein dem Vater 
zusteht, was wiederum mit dem Entscheidungsrecht 
des Vaters in den Fragen der Kindererziehung be­
gründet wird. Eine Aufgliederung der elterlichen 
Sorge in Personensorge und Vermögensverwaltung 
würde wieder zu dem Rechtsinstitut der elterlichen 
Gewalt und damit zur bürgerlichen Rechtsideologie zu­
rückführen.

Gelangt der Rat des Kreises zu der Auffassung, daß 
ein teilweiser Sorgerechtsemtzug notwendig ist, so hat 
er im Beschluß genau auszusprechen, welche Elemente 
der elterlichen Sorge entzogen werden. Dabei ist der 
Rat des Kreises nicht an die in § 38 des veröffent­
lichten Entwurfs (NJ 1954 S. 380) getroffene Eintei­
lung gebunden, weil der teilweise Entzug der elter­
lichen Sorge sich immer auf die jeweils im konkreten 
Fall zu treffenden Maßnahmen erstrecken wird. So 
hat A r t z t  in NJ 1955 S. 76 schon darauf hingewie­
sen, daß z. B. die Verwaltung nur eines bestimmten 
Vermögenskomplexes ausgeschlossen oder die Vertre­
tung für bestimmte Angelegenheiten aufgehoben wer­
den kann. Daraus ergibt sich, daß die Vermögensver­
waltung keine besondere Stellung gegenüber allen an­
deren Elementen des Sorgerechts mehr einnimmt. Alle 
Teile der elterlichen Sorge bilden eine geschlossene 
Einheit. Weiterhin ist aber auch daraus zu ersehen, 
daß der Entzug der vollen elterlichen Sorge ein be­
deutend schwerer wiegender Eingriff in die Lebens- 
venhältnisse und die Rechtsstellung der davon Betroffe­
nen darstellt, als der teilweise Entzug. Deshalb ist es 
verständlich, daß der volle Sorgerechtsentzug auch die 
Autorität einer gerichtlichen Entscheidung erfordert.

Bei der Überarbeitung des Entwurfs wurde auch ge­
prüft, ob die bereits in der EheVO (§ 10) getroffene 
Regelung, wonach der Rat des Kreises die Abänderung 
einer vom Gericht getroffenen Sorgerechtsentscheidung 
aussprechen und hierzu die Zustimmung des Gerichts 
einholen muß, weiterhin unverändert in das FGB 
übernommen werden soll. Obgleich dieser Bestimmung 
das richtige Prinzip zugrunde liegt, daß es der Autori­
tät einer vom Gericht getroffenen Entscheidung wider­
spricht, wenn diese durch einen Verwaltungsakt ge­
ändert werden kann, hat doch die Praxis ergeben, 
daß diese Regelung in mancherlei Hinsicht nicht, be- i

i vgl. Artzt ln NJ 1955 S. 76; ferner Zeitschrift für Jugend- 
hilfe/Helmerzlehung 1955 Heft 9 S. 3.

friedigt. Dies soll an folgendem Beispiel erläutert 
werden: Der Vater hat im Scheidungsprozeß das 
Sorgerecht erhalten. Die Mutter stellt später Antrag 
auf Sorgerechtsänderung. Der Rat des Kreises gibt 
dem Antrag statt, und. das Gericht stimmt durch Be­
schluß der Änderung seiner Entscheidung zu. Der 
Kindesvater erhebt gegen die Entscheidung des Rates 
des Kreises Beschwerde. Der Rat des Kreises hilft der 
Beschwerde nicht ab und leitet sie weiter an den Rat 
des Bezirks. Dieser entscheidet dahin, daß der Kindes­
vater weiterhin das Sorgerecht behält. Hier wird er­
sichtlich, daß die Mitwirkung des Gerichts hierbei auf 
eine Änderung der Sorgerechtsentscheidung, mit der 
es einverstanden war, keinen Einfluß hat. Außerdem 
ist das Beschwerdeverfahren inhaltlich unterschiedlich. 
In den Fällen, in denen das Gericht seine Zustimmung 
erteilt, ist die Beschwerde gegen die vom Rat des 
Kreises getroffene Entscheidung zulässig. Stimmt das 
Gericht dagegen nicht zu, dann hat der Antragsteller, 
weil seinem Antrag auf Änderung der vom Gericht ge­
troffenen Sorgerechtsentscheidung nicht stattgegeben 
werden konnte, kein Rechtsmittel, denn eine be­
schwerdefähige Entscheidung vom Rat des Kreises ist 
nicht ergangen, und der vom Gericht gefaßte Beschluß 
unterliegt keinem Rechtsmittel. Dieses komplizierte 
Verfahren wurde in vielen Fällen von den daran be­
teiligten Bürgern nicht verstanden. Die Entscheidungs­
befugnis sowohl des Rates des Kreises als auch des 
Gerichts über denselben Antrag wurde daher bei der 
Überarbeitung des Entwurfs dahin korrigiert, daß 
künftig über die beim Rat des Kreises eingehenden 
Anträge auf Sorgerechtsänderungen zunächst der Rat 
des Kreises zu entscheiden hat. Gelangt dieser dabei 
zu der Auffassung, daß die vom Gericht getroffene 
Sorgerechtsentscheidung geändert werden muß, dann 
hat der Rat des Kreises den Antrag mit seiner gut­
achtlichen Äußerung an das Gericht zur Entscheidung 
weiterzuleiten. Dieses entscheidet dann in alleiniger 
Zuständigkeit darüber, ob eine Änderung notwendig 
ist oder ob es bei der bisherigen Sorgerechtsregelung 
bleibt. Das gleiche gilt auch, wenn das Gericht im 
Scheidungsprozeß oder außerhalb desselben den Eltern 
das Sorgerecht entzogen hat. Mit der letzteren Regelung 
wurde auch eine Lücke des Entwurfs geschlossen: Der 
Entwurf bestimmte nämlich bisher nichts Näheres 
darüber, ob in den Fällen des § 44 Abs. 3 des veröffent­
lichten Entwurfs der Rat des Kreises oder das Gericht 
für die Änderung dieser Entscheidung zuständig ist.

Auch in der Frage der Zuführung des Kindes auf 
Grund von rechtskräftigen gerichtlichen und Verwal­
tungs-Entscheidungen hat der Entwurf eine Änderung 
erfahren. Die EheVO brachte hier bereits eine grund­
sätzliche Änderung. Während das Gericht durch § 9 
Abs. 1 gesetzlich verpflichtet wurde, im Scheidungs­
urteil mitzubestimmen, welchem Ehegatten die elter­
liche Sorge für die aus der Ehe hervorgegangenen 
Kinder zu übertragen ist, erhielt es gleichzeitig nach 
§ 9 Abs. 4 die Befugnis, auf einen von den Parteien 
im Scheidungsprozeß gestellten Antrag den Rat des 
Kreises nach § 21 der EheVerfO mit der Zuführung 
des Kindes an die im Urteil genannte Person zu be­
auftragen. Seit Inkrafttreten der EheVO wurde daher 
das Kind nicht mehr wie eine Sache vom Gerichts­
vollzieher weggenommen und herausgegeben, sondern 
auf Grund der gerichtlichen Sorgerechtsentscheidung 
die Zuführung des Kindes durch den Rat des Kreises, 
Referat Jugendhilfe / Heimerziehung, durchgeführt. 
Kompliziert wird die Frage der Zuführung nach der in 
der Eheverordnung getroffenen Regelung dann, wenn 
die Partei, der das Sorgerecht zugesprochen wurde, im 
Scheidungsprozeß keinen Antrag auf Zuführung des 
Kindes gestellt hatte und die Person, bei der sich das 
Kind befand, sich weigerte, es dem Sorgeberechtigten 
herauszugeben. Nach der bisherigen Fassung des Ent­
wurfs war auch unbefriedigend, daß der Sorgeberech­
tigte aus einer Sorgerechtsentscheidung des Rates des 
Kreises nach deren Durchführung nicht erneut das 
Recht herleiten konnte, die Zuführung zu verlangen, 
wenn der Aufenthalt des Kindes nachträglich ein an­
derer war als der in der Entscheidung festgelegte. In 
diesem Falle konnte der Sorgeberechtigte die erneute 
Zuführung des Kindes nur durch Klage bei Gericht 
erreichen.
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